
      
 
 

 

 

 

 

 

 

     

 

 

 

 

                            Gütersloh, 12.06.2025 

 

Antrag der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD für die Sitzung 

des Ausschusses für Soziales, Familien und Senioren am 26. Juni 2025  

 

Sehr geehrter Herr Richter, 

die genannten Fraktionen stellen in der Ausschusssitzung am 26.06.2025 den folgenden Antrag 

„Bezahlkarte für Geflüchtete - Nutzung der Opt-Out-Regelung“: 

Antrag 

Der Ausschuss für Soziales, Familien und Senioren beschließt, die Opt-Out-Regelung zu nutzen und 

die sogenannte Bezahlkarte für Geflüchtete im Zuständigkeitsbereich der Stadt nicht einzuführen. Die 

Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen Schritte im Rahmen der Verordnung zur Einführung 

einer Bezahlkarte im Asylbewerberleistungsgesetzes (Bezahlkartenverordnung NRW-BKV NRW) 

gegenüber dem Land NRW vorzunehmen. 

Begründung 

Ausgehend von einer Vereinbarung der Ministerpräsident*innen und des Bundeskanzlers Ende 2023 

haben Bundestag und Landtag die Einführung einer Bezahlkarte für die Leistungen nach 

Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) beschlossen. 

Im Dezember 2024 haben Landtag und Landeskabinett im Rahmen einer Verordnung die 

Umsetzungsform für NRW beschlossen. Darin ist eine Opt-Out-Regelung enthalten, laut der die 

Gemeinde abweichend beschließen kann, die Bezahlkarte in ihrem Zuständigkeitsbereich nicht 

einzuführen. 

Grundsätzlich bedeutet die Bezahlkarte für Geflüchtete eine Zurücksetzung gegenüber anderen 

Bevölkerungsgruppen. Sie könnte die Integrationsbereitschaft negativ beeinflussen. Es ist davon 

auszugehen, dass eine Einführung keine Vereinfachung oder Verbesserung für die Geflüchteten oder  
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für die Arbeitsabläufe in der Stadtverwaltung bringen würde. Sie verursacht zusätzlichen 

Verwaltungsaufwand, der angesichts der aktuell gut laufenden Regelung unnötig erscheint.  

Das weiteren bestehen noch rechtliche Unsicherheiten, so dass es sinnvoll erscheint, die 

Erfahrungen anderer Kommunen erst einmal abzuwarten.  

Vor diesem Hintergrund sollte die Stadt Gütersloh (zunächst) von der Opt-Out-Regelung Gebrauch 

machen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gitte Trostmann  Christa Kockentiedt 

Sprecherin im Ausschuss Sprecherin im Ausschuss 

GRÜNE-Fraktion  SPD-Fraktion  


